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2020 tritt der neue bundesstaatliche Finanzausgleich in Kraft. Im Vergleich zum Jahr 2019, in dem 

das bestehende System des Finanzausgleichs letztmalig gilt, können die Länder dann mit mehr 

Geld rechnen. Vergleichsweise viele Mehreinnahmen erhalten jedoch die ohnehin einnahmestar­

ken Länder, so das Ergebnis einer Analyse des Kompetenzzentrums Öffentliche Wirtschaft, Infra­

struktur und Daseinsvorsorge im Auftrag von KPMG und des Instituts für den öffentlichen Sektor. 

Deutlich wird darin, dass der Bund mit der Reform an Macht gewinnt.

Neuer Finanzausgleich: Geld für die  
Länder, Macht für den Bund

im fokus

Eine Anschlussregelung musste her: Zum 
31.12.2019 laufen die gesetzlichen Grund-
lagen zum bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich und Solidarpakt II aus. Entgegen 
den Erwartungen haben Bund und Län-
der am 14.10.2016 und damit vor Beginn 
des Wahlkampfs eine Neuregelung für 
den Finanzausgleich vorbereiten können.

Dem neuen Finanzausgleich liegen zwei 
systemische Tendenzen zugrunde: Zen
tralisierung und Vertikalisierung. Der di-
rekte horizontale Ausgleich zwischen 
„Geber-“ und „Nehmer“-Ländern wird ab-
geschafft. An seine Stelle tritt ein Finanz-
kraftausgleich im Rahmen der Umsatz-
steuerzuordnung. Die grundsätzlich ein-
wohnerorientierte Zuordnung wird um 
Zu- und Abschläge entsprechend der Fi-
nanzkraft der Länder ergänzt. Zulasten des 
Bundes wird der Länderanteil an der Um-
satzsteuer erhöht. Hinzu kommen vertikale 
Umverteilungsmechanismen zwischen 
Bund und Ländern; das Gewicht von Bun-
desergänzungszuweisungen nimmt zu. Im 
Zuge dessen erhält der Bund aber auch 
mehr Kompetenzen als bislang.

Mehr für alle und für manche  
besonders viel
Die Autoren der Studie (vergleiche auch 
Textkasten, Seite 15) haben in einem Mo-
dell berechnet, wie sich diese ab 2020 
geltenden Neuregelungen auf die Finanz-
situation in den Ländern auswirken. Dem-
nach werden alle Länder im Jahr 2020 

mit Mehreinnahmen im Vergleich zum 
Jahr 2019, in dem das bestehende 
System letztmalig gilt, rechnen können. 
Beziffert man allerdings das Einnahme-
wachstum von 2019 zu 2020 unter Be-
rücksichtigung des allgemeinen Steuer-
wachstums und des Systemwechsels, 
so fällt die Höhe der Mehreinnahmen im 
Ländervergleich äußerst unterschiedlich 
aus: Einnahmestarke Länder wie Ham-
burg oder Bayern verzeichnen mit 329 
bzw. 271 Euro pro Einwohner Einnahme-
zuwächse deutlich über dem Bundes-
durchschnitt in Höhe von 234 Euro je Ein-
wohner – die kommunale Ebene jeweils 
mit betrachtet. Einnahmeschwache Län-
der, etwa Brandenburg oder Sachsen-
Anhalt, liegen laut Untersuchung mit 
Mehreinnahmen von 134 bzw. 136 Euro 
je Einwohner im Jahresvergleich unter 
dem Durchschnitt. 

Am meisten profitieren werden jedoch 
Bremen und das Saarland, die zusätzli-
che Sanierungshilfen in Höhe von jeweils  
400 Millionen Euro zur Bewältigung ihrer 
Altlasten bei Zinsen und Pensionsver-
pflichtungen erhalten. 

Kompetenzverluste im Tausch für 
mehr Geld in den Länderkassen
Die Abschaffung des horizontalen Sys-
tems zugunsten eines vertikalen Mecha-
nismus für den bundesstaatlichen Finanz-
ausgleich erhöht die Abhängigkeit der 
Länder vom Bund, der künftig eine ge-

wichtigere Rolle im Finanzausgleich über-
nehmen wird. Während sich die finan
zielle Verantwortung zum Bund hin ver-
schiebt, gewinnt dieser auch in weiteren 
Verwaltungsbereichen an Einfluss.

Dazu zählt, dass im Zuge der Einigung 
bestimmte Länderkompetenzen kom-
plett oder teilweise an den Bund übertra-
gen werden: Er erhält erweiterte Rechte 
in der Steuerverwaltung, im Bereich der 
Digitalisierung der öffentlichen Verwal-
tung, bei gesamtstaatlich bedeutsamen 
Investitionen und bei Mischfinanzierungs-
projekten. Durchsetzen konnte der Bund 
zudem seine Forderung, eine privatwirt-
schaftlich organisierte Infrastrukturgesell-
schaft zur Verwaltung von Fernstraßen 
unter seiner Hoheit zu gründen. 

Kommunen könnten profitieren
Als Verwaltungseinheiten der Länder sind  
Kommunen nur mittelbar am bundesstaat-
lichen Finanzausgleich beteiligt. Bessere 
Finanzausstattungen der Länder lassen 
auch höhere Zuweisungen für Kommunen 
vermuten. Bei den Gemeinschaftssteuern 
sichern Verbundquoten zwischen Land 
und Kommunen wesentliche Finanz-
flüsse für Städte und Gemeinden.

Zu 75 Prozent wird die kommunale Steu-
erkraft künftig zur Ermittlung des Umsatz-
steueranteils für die Länder einberechnet, 
im noch geltenden System liegt die Quote 
bei 64 Prozent. Zudem werden kommu-
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nale Finanzkraftlücken zusätzlich durch so-
genannte Gemeindefi nanzkraftzuweisun-
gen an die übergeordneten Länder vom 
Bund ausgeglichen. Dazu sollen fi nanz-
schwache Kommunen weitere 3,5 Mil-
liarden Euro für Investitionen in ihre Bil-
dungsinfrastruktur erhalten. Das Gemein-
deverkehrsfi nanzierungsgesetz wird zur 
Entlastung der Kommunen neu aufgelegt. 

Keine Reform der primären Steuer­
zuordnung
Unangetastet bleibt zur Enttäuschung 
einiger Experten das Prinzip der primären 
Steuerzuordnung. Gemeinschaftssteuern 
mit Ausnahme der Umsatzsteuer, wie sie 
Bund, Ländern und teilweise den Kommu-
nen gemeinsam zustehen, werden beim 
sogenannten primären Finanzausgleich 
nach spezifi schen Zuordnungs- und Zer-
legungsregeln verteilt. Bereits auf dieser 
Stufe hätte der Gesetzgeber ein System 
installieren können, das sich anstelle der 
jeweiligen bestehenden Verteilmechanis-
men stärker an der Wirtschaftskraft orien-
tiert, um so vorzeitig bestimmte Aus-
gleichsbedarfe zu mindern.

So erfolgt die Lohnsteuerzuordnung auch 
künftig nach dem Wohnsitzprinzip. Ins-
besondere Stadtstaaten wie Bremen mit 
einer hohen Zahl an Berufspendlern, deren 
Wohnort sich außerhalb des Landes mit 
der Arbeitsstelle befi ndet, werden durch 
diese Regelung benachteiligt. Vergleich-
bare Situationen ergeben sich bei der Kör-
perschaftsteuer. Bei der bestehenden Ver-
teilung nach Lohnsummen profi tiert das 
Bundesland mit Firmenhauptsitz oder 
größeren Verwaltungseinheiten, denn dort 
fl ießen zum Beispiel Vorstands- und 
 Managergehälter in die Lohnsumme ein. 
Länder mit produktionslastigen Betriebs-
stätten werden durch diese Regelung 
hingegen eher benachteiligt.

Bei einer primären Steuerzuordnung 
nach der Wirtschaftskraft könnte sich die 
Ungleichheit der Einnahmen zwischen 
den Ländern verringern, bevor weitere 
Ausgleichsmechanismen zur Anwendung 
kommen. Nach Berechnungen der Auto-
ren würde Bayern beim Niveau der origi-
nären Einnahmen im Verhältnis zum Bun-
desdurchschnitt rund 13 Prozentpunkte 
einbüßen, während Bremen 34 Prozent 
gewinnen würde.

Die Reform – ein großer politischer 
Wurf? 
In Anbetracht der vielen föderalen Akteure 
und Interessen waren die zähen Verhand-
lungen rund um den bundesstaatlichen 
Finanzausgleich vorprogrammiert. Einen 
schnellen Konsens konnte es nicht geben. 
Dass es am Ende zu einer Einigung kam, 
ist eine politische Leistung, die frühzeitig 
für Planungssicherheit sorgen kann – vo-
rausgesetzt, die neuen Regelungen wer-
den auch wie geplant umgesetzt und 
nicht aufgeweicht. Der politische Umset-
zungsprozess ist noch nicht abgeschlos-
sen und weiterhin konfl iktbeladen.

Der bundesstaatliche Finanzausgleich soll 
dem im Grundgesetz verankerten An-
spruch zur „Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse“ dienen und eine 
ver gleichbare Aufgabenerfüllung bei un-
terschiedlichen wirtschaftlichen Voraus-
setzungen sichern. Die Analyse zeigt aber, 
dass der Finanzausgleich ab 2020  der zu-
nehmenden Ungleichverteilung von allge-
meinen Deckungsmitteln und insgesamt 
zur Verfügung stehenden Einnahmen 
nicht spürbar entgegenwirken kann. 

Hinter den Ansprüchen zurück bleibt das 
neue Finanzausgleichssystem auch in 
puncto Transparenz. Viele Sonderregelun-
gen und neue Verfl echtungen zwischen 
Bund und Ländern schaffen neue syste-
mische Abhängigkeiten. Es ist zu vermu-
ten, dass der Bund seine machtvollere 
Stellung gegenüber den Ländern ver-
stärkt geltend machen wird. 

Franziska Holler, Henrik Nürnberger

Über die Analyse

Die Analyse zum neuen bundesstaatlichen 
Finanzausgleich ab 2020 wurde von Wissen-
schaftlern des Kompetenzzentrums Öffent-
liche Wirtschaft, Infrastruktur und Daseins-
vorsorge im Auftrag von KPMG und des 
Instituts für den öffentlichen Sektor erstellt. 
Die Autoren sind Thomas Lenk, Philipp 
Glinka und Oliver Rottmann. 

Im Rahmen der Analyse wurden die fi nan-
ziellen Auswirkungen der Einigung zur Neu-
ordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen vom 14.10.2016 untersucht. Der Fokus 
liegt auf den Ländern, einschließlich der 
kommunalen Ebene. 

Die Analyse „Schwarz, Rot, Geld – Neuer 
bundesstaatlicher Finanzausgleich ab 2020“ 
ist kostenfrei verfügbar über 
www.kpmg.de/laender fi nanzausgleich.

Abbildung 1: Ungleiches Einnahmenwachstum 2020 gegenüber 2019 bei System­
umstellung

  beschlussrelevante Mehreinnahmen 2020 gegenüber 2019 (Land + kommunale Ebene), alle finanziell wirksamen 
Details der Einigung für 2020 berücksichtigt

  durchschnittliche Mehreinnahmen (insgesamt)

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnungen auf der Basis der Steuerschätzung vom November 2016 und der 
Beschlussdetails vom 14.10.2016
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